
 

Sehr geehrter Herr Schultz,

haben Sie vielen Dank für die Übermittlung Ihrer Wahlprüfsteine anlässlich der Bundestagswahl 

2021.

Wir freuen uns sehr über Ihr Interesse an den Positionen der Freien Demokraten und nehmen zu 

Ihren Fragen beziehungsweise Forderungen gerne Stellung.

Im Folgenden übermittle ich Ihnen im Namen der Freien Demokraten unsere Antworten:

Welche konkreten Schritte unternehmen Sie, um die längst überfällige Ratifikation des 

Zusatzprotokolls zum völkerrechtlich verbindlichen UN-Sozialpakt von 1966 sicherzustellen, 

damit endlich auch Individualbeschwerden an den UN-Ausschuss möglich werden?

Die universellen Menschenrechte sind die Grundlage jeder liberalen und freien Gesellschaft und 

schaffen weltweit die Basis für Demokratie, Freiheit und Rechtsstaatlichkeit. Gerade in Krisenzeiten

wie der aktuellen Covid-19-Pandemie geraten Menschenrechte international aber stärker unter 

Druck. Wir Freie Demokraten sind überzeugt, dass der Einsatz für Freiheit und Menschenrechte 

weltweit dringender denn je ist. Wir wollen, dass Deutschland beim Schutz der Menschenrechte 

eine Vorreiterrolle einnimmt und Führungsstärke zeigt. Als Vertragsstaat hat sich Deutschland 

völkerrechtlich verpflichtet, die Menschenrechte, die im UN-Sozialpakt festgeschrieben sind, zu 

achten, zu schützen und zu gewährleisten. Die Möglichkeit, eine individuelle Beschwerde beim UN-

SozialpaktAusschuss einreichen zu können, kann ein wichtiges Instrument sein, um die im UN-

Sozialpakt garantierten Menschenrechte im vollen Umfang einzufordern. Daher stehen wir einer 

Ratifikation des Zusatzprotokolls durch Deutschland nach abgeschlossener Prüfung offen 

gegenüber.

Welche Schritte unternehmen Sie, um das soziale Menschenrecht auf angemessenen Wohnraum 

für alle zu bezahlbaren Preisen als subjektives und gerichtlich durchsetzbares Recht sowie auch 

als Grundrecht im Grundgesetz zu verankern?

Das Bauland und somit auch der Wohnraum in unseren Städten wird knapper, die Mieten steigen 

immer weiter. Dagegen hilft vor allem: Mehr Flächen mobilisieren und mehr bauen. Wir Freie 

Demokraten wollen dafür sorgen, dass Wohnen auch in Zukunft bezahlbar bleibt und sich der 

Traum vom Eigenheim für mehr Menschen erfüllen lässt. Enteignungen, Mietpreisbremse oder 

Mietendeckel sorgen aber letztlich für weniger Wohnraum. Diese Maßnahmen schaffen 

nachweislich keine neuen Wohnungen und haben sogar zu einer Verknappung des Angebots 



geführt. Auch die zahlreichen Regelungen im Rahmen sogenannter Erhaltungsverordnungen oder 

das immer komplexer werdende Mietrecht machen die Vermietung von Wohnraum unnötig 

kompliziert. Wir Freie Demokraten wollen für Menschen mit niedrigem Einkommen einen echten 

Zugang zu günstigem Wohnraum schaffen. Dazu muss sich die soziale Wohnraumversorgung an der

potentiellen Mieterin beziehungsweise am potentiellen Mieter und nicht nur am Bau von neuen 

Sozialwohnungen orientieren. Wir wollen zahlungsschwachen Wohnungssuchenden den Zugang 

zum freien Wohnungsmarkt mithilfe des Wohngeldes erleichtern. Erst wenn dort die 

Wohnungssuche erfolglos bleibt, soll die Berechtigung auf Bezug einer Sozialwohnung erteilt 

werden. Dies auch Teil der verfassungsrechtlichen Garantie des Existenzminimums. Einer 

Grundgesetzänderung bedarf es daher nicht. 

Sehen Sie in der Enteignung und Vergesellschaftung großer Immobilen-Unternehmen, wie es 

Berliner Mieter:inneninitiativen mit einem Volksbegehren durchsetzen wollen, eine legitime und

wirksame Möglichkeit, die Profitexplosion am Wohnungsmarkt zu begrenzen?

Wir als Freie Demokraten lehnen die Vergesellschaftung von Wohnungsunternehmen ab, weil 

damit die Ursachen der Wohnkostenkrise nicht gelöst werden. Maßnahmen wie Enteignungen und

Vergesellschaftungen helfen den Mieterinnen und Mietern nicht, sondern erschweren 

Wohnungssuchenden den Zugang zusätzlich, da Investitionen in den Wohnungsmarkt unterbleiben

und staatliches Handeln zu weiterer hoher Verschuldung führen würde. Statt Eingriffe in das 

Eigentum und staatlicher Preisregime für die zu wenigen Wohnungen brauchen wir mehr 

Wohnraum. Mangel lässt sich nicht verwalten, Mangel muss behoben werden. Deshalb müssen wir

vor allem eine Bauoffensive starten, die Baukosten senken, bessere Rahmenbedingungen für 

Investitionen in den Wohnungsbau schaffen, Prozesse, wie beispielsweise die Beantragung einer 

Baugenehmigung, digitalisieren und beschleunigen sowie zusätzliches Bauland ausweisen. Nur mit 

diesen Rahmenbedingungen können wir endlich mehr, schneller und günstiger bauen und die 

dringend benötigten Wohnungen schaffen.

Was unternehmen Sie, um den strukturellen und institutionellen Rassismus in den Behörden, 

insbesondere Bundeswehr, Polizei, Nachrichtendiensten und Ausländerbehörden, aber auch in 

Bildungseinrichtungen und der Justiz wissenschaftlich untersuchen zu lassen und wirksam zu 

bekämpfen?

Wir Freie Demokraten stellen uns Diskriminierung und gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit 

aktiv entgegen, insbesondere auch in Bundesbehörden. Wir setzen uns beispielsweise für die 

Schaffung eines Beirats „Innere Führung“ bei der Polizei ein, der Kriterien für Fehlerkultur und 

Selbstreflexion in der Polizeiarbeit erarbeiten soll. Das Fehlverhalten einzelner Beamtinnen und 

Beamter einschließlich der Bedingungen, die zu dem Fehlverhalten geführt haben, müssen 

aufgeklärt werden. Damit wollen wir das Vertrauen in die Polizei stärken. Denn die große Mehrheit 

der Polizistinnen und Polizisten leistet eine hervorragende Arbeit. Es darf daher keinen 

Generalverdacht gegenüber unserer Polizei geben. Polizeiliches Handeln muss immer 

nachvollziehbar sein. In diesem Zusammenhang fordern wir eine pseudonyme 



Kennzeichnungspflicht für Beamtinnen und Beamte. Zudem fordern wir eine Studie zu 

rassistischen und extremistischen Einstellungen in der Polizei. Für Menschen mit gefährlichen

rechtsextremen Einstellungen ist im öffentlichen Dienst kein Platz.

Wie wollen Sie – unter maßgeblicher Beteiligung der betroffenen Gruppen und ihrer 

Organisationen – für eine kritische Aufarbeitung und Überwindung der rassistischen Feindbilder 

wie die gegen Muslim:a, Jüd:innen, Roma und BIPoC sorgen?

Wir Freie Demokraten erkennen die Bekämpfung von Rechtsextremismus und Rassismus als 

besondere Herausforderung an. Wir stellen uns Diskriminierung und gruppenbezogener 

Menschenfeindlichkeit aktiv entgegen. Rechtsextreme Vereinigungen müssen konsequent 

verboten werden. Die Beobachtung rechtsextremer Gefährderinnen und Gefährder muss zügig 

intensiviert werden. Die Sicherheitsbehörden müssen sich besser um den Schutz besonders 

gefährdeter Gruppen und ihrer Einrichtungen kümmern.

Wir Freie Demokraten setzen uns für die Schaffung eines Beirats „Innere Führung“ bei der Polizei 

ein, der Kriterien für Fehlerkultur und Selbstreflexion in der Polizeiarbeit erarbeiten soll. Das 

Fehlverhalten einzelner Beamtinnen und Beamter einschließlich der Bedingungen, die zu dem 

Fehlverhalten geführt haben, müssen aufgeklärt werden. Damit wollen wir das Vertrauen in die 

Polizei stärken. Denn die große Mehrheit der Polizistinnen und Polizisten leistet eine 

hervorragende Arbeit. Es darf daher keinen Generalverdacht gegenüber unserer Polizei geben. 

Auch die deutsche Polizeiausbildung ist im internationalen Vergleich besonders gut. 

Wissenschaftliche Erkenntnisse zu Radikalisierung, Extremismus und Rassismus müssen in der 

Ausbildung dennoch ebenso wie die Sensibilität für Diskriminierung eine stärkere Rolle spielen. Wir

verurteilen Angriffe auf Einsatzkräfte scharf. Deshalb fordern wir eine bessere Dokumentation von 

Gewalt und Übergriffen gegen Polizeibeamtinnen und -beamte sowie andere Beschäftigte des 

öffentlichen Dienstes. Polizeiliches Handeln muss immer nachvollziehbar sein, wir fordern daher 

eine pseudonyme Kennzeichnungspflicht für Beamtinnen und Beamte.

Wir Freie Demokraten fordern ein entschiedenes Vorgehen gegen jede Form des Antisemitismus. 

Jüdisches Leben in Deutschland und Europa ist für uns integraler Bestandteil unserer 

Zivilgesellschaft. Politik und Sicherheitsbehörden müssen die spezifische Gefährdung jüdischen 

Lebens ernst nehmen und sich ihr entschieden entgegenstellen. Es darf keine Toleranz gegenüber 

irgendeiner Form des Antisemitismus geben. Jüdische Einrichtungen müssen durch staatliche 

Maßnahmen effektiv geschützt werden. Dabei muss auf die Sicherheitsbedenken der Gemeinden 

eingegangen werden. In Polizei und Justiz braucht es Ansprechpartnerinnen und Ansprechpartner, 

um antisemitisch motivierte Gefahren und Taten aufzuarbeiten. In der Schule braucht es 

Lehrerinnen und Lehrer sowie Lernmaterialien, um Alltags-Antisemitismus zu entlarven und um 

antisemitischen Vorurteilen sowie Hass vorzubeugen. In der Wirtschaft werden wir durchsetzen, 

dass für antisemitische und israelfeindliche Geschäftspraktiken, wie sie beispielsweise im 

Luftreiseverkehr vorkommen, auf deutschen Märkten kein Platz ist. Dabei sollte die Definition des 

Antisemitismus der International Holocaust Remembrance Alliance Orientierungspunkt sein. Wir 

beobachten die Aktivitäten von BDS (Boycott, Disinventions, Sanctions) mit großer Sorge und 

treten ihnen klar entgegen. Dazu gehören für uns auch eine Prüfung des Verbots des Al-Quds-



Marsches in Berlin sowie härtere strafrechtliche Sanktionen für das Verbrennen von Israel-Fahnen 

als Ausdruck von israelbezogenem Antisemitismus. Der Tag des Gedenkens an die Opfer des 

Nationalsozialismus am 27. Januar soll aufgewertet werden, indem wir eine bundesweite 

Schweigeminute am Vorbild des israelischen Jom haScho’a einführen.

Wie wollen Sie Art. 2 des schon lange ratifizierten UN-Abkommens zur Beseitigung rassistischer 

Diskriminierung (ICERD) erfüllen, wonach die Rechte aus dem UN-Sozialpakt in allen 

gesellschaftlichen Bereichen (Arbeit, Wohnung, Bildung, Gesundheitsversorgung u.a.) sicher zu 

stellen sind?

Die Bundesrepublik Deutschland hat das Internationale Übereinkommen zur Beseitigung jeder 

Form von rassistischer Diskriminierung (ICERD) am 16. Mai 1969 ratifiziert. Mit der Ratifizierung 

hat sich Deutschland verpflichtet, dem CERD-Ausschuss in regelmäßigen Abständen über die 

Umsetzung der Konvention zu berichten. In diesen Berichten gibt die Bundesregierung 

Rechenschaft über Ihre Bemühungen, die im ICERD enthaltenen Verpflichtungen zu erfüllen. Wir 

Freie Demokraten sprechen uns für eine Fortsetzung dieser langjährigen Praxis aus.

Wie wollen Sie die Rechtsprechung des UN-Ausschusses zur Beseitigung der 

Rassendiskriminierung und des Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte umsetzen, dass 

rassistische Beleidigungen und Volksverhetzung nicht durch die Meinungs- oder Pressefreiheit 

gerechtfertigt sein können?

Presse- und Meinungsfreiheit sind Grundpfeiler unserer liberalen und offenen demokratischen 

Gesellschaft. Denn unsere Gesellschaft lebt von einem freien und unbefangenen Wettstreit der 

Meinungen. Wir Freie Demokraten stehen deshalb für eine aktive und offene Debattenkultur, die 

Meinungsvielfalt fördert und schützt. Beleidigungen, Drohungen, volksverhetzende Äußerungen 

und Aufrufe zu Straftaten überschreiten jedoch eindeutig die Grenzen der Meinungsfreiheit. Sie 

führen zu einer Verrohung des Debattenklimas und tragen dazu bei, dass betroffene Bürgerinnen 

und Bürger sich fürchten, am öffentlichen Diskurs teilzunehmen. Leider nehmen Straftaten, Hass 

und Hetze insbesondere im Internet weiter zu. Der Staat steht hier in der Pflicht, entschieden zu 

handeln – und Persönlichkeitsrechte sowie die freie Meinungsäußerung effektiv zu schützen. Wir 

setzen uns für eine effektivere Verfolgung von Straftaten im Netz ein. Diese muss eine höhere 

Priorität erhalten, um ein Zeichen zu setzen. Die Einrichtung von Schwerpunktstaatsanwaltschaften

ist hierzu ein erster wichtiger Schritt. Wir Freie Demokraten wollen in diesem Zusammenhang das 

Netzwerkdurchsetzungsgesetz (NetzDG) abschaffen und durch einen Regulierungsmix ersetzen, der

den Schutz der Meinungsfreiheit in vollem Umfang gewährleistet. Das NetzDG setzt bisher einseitig

einen Anreiz zur Löschung von Inhalten und legt die Entscheidung über die Grenzen der 

Meinungsfreiheit allein in die Hände sozialer Netzwerke. Deren Einfluss wollen wir durch 

Einrichtungen der Selbstregulierung als Beschwerdeinstanz verringern. Es ist primär Aufgabe des 

Staates, gegen strafbare Handlungen im Netz vorzugehen.



Wie wollen Sie für die Einrichtung unabhängiger Beschwerdestellen für von Rassismus 

Betroffene in allen gesellschaftlichen Bereichen sorgen?

Es muss überall Stellen geben, an die sich Betroffene von Rassismus wenden können. In Bund und 

Ländern gibt es bereits unterschiedliche Modelle von Vertrauensstellen über Beschwerdestellen 

bis hin zu Polizeibeauftragten. Wir wollen das Vertrauen der Bevölkerung in die Polizei stärken. Zu 

diesem Zweck wollen wir die bereits bestehende Vertrauensstelle bei der Bundespolizei ausbauen 

und ermöglichen, dass sich künftig auch Bürgerinnen und Bürger mit Kritik und Hinweisen auf 

Fehlverhalten an die Vertrauensstelle wenden können.

Lassen Sie uns dazu auch nach der Bundestagswahl im Gespräch bleiben.

Mit freundlichen Grüßen

Ihr

Dr. Volker Wissing
Generalsekretär 
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